
Ein neues Urteil zeigt, wie 

problematisch es unter 

Eheleuten sein kann, für 

Kredite zu bürgen.

VON THOMAS IN DER MAUR
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Gefährliche Liebschaften
ine Ehefrau verpfändet ihren Anteil 
an der gemeinsamen Eigentums-
wohnung für unternehmerische 
Kredite ihres Mannes. Das Unter-

nehmen des Mannes gerät in Konkurs, 
über den Mann selbst wird das Schulden-
regulierungsverfahren eröffnet. Als ent-
scheidender Vermögenswert für die Bank 
verbleibt die Eigentumswohnung. Die 
Bank bringt eine Hypothekarklage gegen 
die Frau mit dem Ziel ein, die Wohnung 
zu versteigern.

Die Ehefrau hält der Klage entgegen, 
sie sei von der Bank nicht über die wirt-
schaftliche Situation des Unternehmens 
des Ehemanns informiert worden. Des 
Weiteren stünde sie nun vor dem fi nanziel-
len Ruin, sodass das im Konsumenten-
schutzgesetz genannte Missverhältnis zwi-
schen der Höhe der übernommenen Haf-
tung und der wirtschaftlichen Leistungs-
kraft vorliege

Sittenwidrig. Kreditbürgschaften von 
Angehörigen sind aus konsumentenschutz-
rechtlicher Sicht ein besonders heikles The-
ma. Leichtgläubig geleistete Unterschriften 
führen Jahre später oftmals direkt in den 
 fi nanziellen Ruin. Nachdem zuerst die 
Rechtsprechung Grundsätze entwickelt hat, 
wann eine Angehörigenbürgschaft sitten-
widrig ist, enthält seit rund zehn Jahren 
auch das Konsumentenschutzgesetz ent-
sprechende Schutzbestimmungen zuguns-
ten von Konsumenten, die Haftungen für 
Kredite anderer übernehmen. So hat die 
Bank den Konsumenten über die wirtschaft-
liche Lage des Kreditnehmers aufzuklären, 
wenn sie ernsthaft damit rechnet, dass der 
Kreditnehmer den Kredit voraussichtlich 

nicht vollständig zurückbezahlen wird kön-
nen. Über die Aufklärungspfl icht hinaus 
kann das Gericht die Haftung vermindern 
oder gar gänzlich streichen, wenn unter Be-
rücksichtigung aller Umstände ein grobes 
Missverhältnis zwischen der übernom-
menen Haftung und der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Mithaftenden be-
steht. Dabei hat das Gericht verschiedene 
Umstände abzuwägen: So ist zu berücksich-
tigen, ob der Kredit auch dem Mithaftenden 
zugute gekommen ist oder ob eine persön-
liche Abhängigkeit zwischen 
dem Kreditnehmer einer-
seits und dem mithaftenden 
Angehörigen andererseits be-
steht.

Seit Einführung der 
Schutzbestimmungen war 
es höchst umstritten, ob 
Aufklärungspfl ichten der 
Bank und Herabsetzung der 
Haftung durch das Gericht 
auch dann gelten, wenn der 
Mithaftende gar nicht per-
sönlich, sondern nur mit einem bestimm-
ten Vermögensgegenstand für den Kredit 
haftet: Das in der Praxis bedeutsamste 
Beispiel für eine solche Haftung ist die 
Verpfändung von Liegenschaftsvermögen. 
In der eingangs erwähnten Causa der für 
den Kredit ihres Mannes mithaftenden 
Ehefrau hat der Oberste Gerichtshof  die-
se Frage neuerlich entschieden. 

Das Erstgericht gab der Bank Recht. Es 
stellte fest, dass die Ehefrau mit einem gu-
ten Gehalt im Unternehmen des Ehe-
manns angestellt war und somit auch von 
der Kreditgewährung profi tiert habe. Des 

Weiteren sei bei der Kreditgewährung für 
die Bank noch nicht zu erkennen gewesen, 
dass das Unternehmen vor dem wirtschaft-
lichen Ruin gestanden ist. Im Übrigen be-
rufe sich die Ehefrau zu Unrecht auf  die 
Schutzbestimmungen des Konsumenten-
schutzgesetzes, da sie ja „nur“ mit ihrem 
Anteil an der Eigentumswohnung und 
nicht persönlich für den Kredit hafte.

Auch das Berufungsgericht gab der Bank 
Recht. Allerdings ließ das Berufungsge-
richt das Rechtsmittel an den Obersten Ge-

richtshof  ausdrücklich zu, 
da die bisherige Rechtspre-
chung des Obersten Ge-
richtshofs in der Fachlitera-
tur auf  erhebliche Kritik ge-
stoßen ist. Das Höchstgericht 
blieb bei seiner Rechtspre-
chung. Es mache einen be-
deutenden Unterschied, ob 
jemand mit seinem gesam-
ten gegenwärtigen und künf-
tigen Vermögen für den 
Kredit eines anderen haftet 

oder aber – wie im vorliegenden Fall – bloß 
einen bestimmten Vermögenswert für eine 
fremde Kreditverbindlichkeit zum Pfand 
einsetzt. Im Übrigen sei das Konsumenten-
schutzgesetz seit der ersten Leitentschei-
dung zu diesem Thema viermal novelliert 
worden, ohne dass sich der Gesetzgeber 
veranlasst gesehen hätte, die konsumenten-
schutzrechtlichen Schutzbestimmungen 
auszudehnen und auch bloße Pfandbestel-
ler in den Schutzbereich einzubeziehen.  �

RECHT KURZ

� Die Bank muss 

Bürgen über die wirt-

schaftliche Situation 

des Kreditnehmers 

informieren.

� In bestimmten Fällen 

kann das Gericht eine 

Haftung verringern.
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